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Allgemeine Chronik

Bildung, Kultur und Medien

Medien

Radio und Fernsehen

Parteien und Verbände wiederholten nach der Publikation des neuen Entwurfes
weitgehend ihre Positionen, die sie schon im Vernehmlassungsverfahren eingenommen
hatten. SRG-Generaldirektor L. Schürmann betrachtete das Gesetz als ausgewogen und
begrüsste insbesondere die Verbundlösung für die vierte Senderkette. Mit dieser zeigte
sich auch die FDP zufrieden, sie bemängelte jedoch die «SRG-Lastigkeit» des Entwurfs.
Grundsätzlich einverstanden zeigten sich auch die CVP und die SVP, letztere besonders
wegen der vorgesehenen wirtschaftlichen Konkurrenz zwischen den Sendern. Gerade
der kommerzielle Wettbewerb steht nach Meinung der SP jedoch im Gegensatz zum
publizistischen Wettbewerb, den das Gesetz eher behindere als fördere; ausserdem sei
dieses zu sehr exekutiv- und verwaltungslastig angelegt. Die Journalistenverbände
übten am Entwurf scharfe Kritik vor allem wegen der Auslassung der Regelung der
inneren Medienfreiheit, und das «Syndikat schweizerischer Medienschaffender»
reagierte auf die Öffnung der vierte Senderkette für alle möglichen Veranstalter gar mit
einer Referendumsdrohung, da es diese als eine Konzession an jene politischen Kräfte
wertete, welche die Demolierung der SRG anstrebten. Ebenfalls eine Schwächung der
SRG befürchtet auch die Arbeitsgemeinschaft für Kommunikationskultur (AfK), da nur
dieser ein umfassender Informations- und Kulturauftrag auferlegt werde, wodurch den
privaten Veranstaltern die einträglichere Unterhaltung zufalle. Da der Entwurf auch
vorsieht, dass der Bund notleidende Sender von öffentlichem Interesse direkt
unterstützen kann, sieht die AfK auch keinen Grund für die Ermöglichung des
Gebührensplitting zulasten der SRG. Als unsinnig betrachtet sie sodann die Möglichkeit,
die vierte Senderkette privaten Veranstaltern zu überlassen, da ohnehin nur die SRG
fähig sei, ein nationales Vollprogramm überhaupt zu produzieren – was übrigens auch
potentielle private Anbieter, wenn auch ungerne, zugeben. Mit ihrem Vorschlag einer
«Mediallmend» stiess die AfK jedoch auf wenig Gegenliebe. Der Vorschlag sah vor, dass
der SRG nur noch die Grundversorgung zustünde, während beliebig viele, in Vereinen
organisierte Veranstalter, welchen nach Massgabe ihrer Mitgliederzahlen Sendezeiten
zugesprochen würden, sich die restliche Sendezeit auf allen vier Senderketten hätten
teilen können. Ein solches Modell wird heute in den Niederlanden angewandt. 1
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1) Babylon, 1/1987, Nr. 2.; Der Staatsbürger, 1987, Nr. 2, S. 13 ff.; TA, 20.3. und 27.3.87; NZZ, 30.9.87; Badener Tagblatt,
10.11.87.; Zoom, 39/1987, Nr. 23, S. 2 ff.
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